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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 2 U 122/07 B 
 
L 6 U 548/05 (LSG Baden-Württemberg) 
S 8 U 3112/04 (SG Karlsruhe) 
 
 
 
 
……………… , 
 
 

Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigter:  ......................................................, 
 
 
 

g e g e n 
 
 
Berufsgenossenschaft Metall Nord Süd, 
Wilhelm-Theodor-Römheld-Straße 15, 55130 Mainz, 
 

Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 
 
Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat am 5. Juli 2007 durch den  

Vorsitzenden Richter   S t e e g e   sowie die Richter   M ü t z e   und    

Dr. B e c k e r 

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil  

des Landessozialgerichts Baden-Württemberg vom 16. Februar 2007 wird als  

unzulässig verworfen. 

 

Kosten sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Die gegen die Nichtzulassung der Revision in dem angefochtenen Urteil des Landessozial-

gerichts (LSG) gerichtete Beschwerde ist unzulässig. Die dazu gegebene Begründung ent-

spricht nicht der in § 160 Abs 2 und § 160a Abs 2 Satz 3 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) 

festgelegten Form. Nach der ständigen Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG) erfor-

dern diese Vorschriften, dass der Zulassungsgrund schlüssig dargetan wird (BSG SozR 1500 

§ 160a Nrn 34, 47 und 58; vgl hierzu auch Krasney/Udsching, Handbuch des sozialgericht-

lichen Verfahrens, 4. Aufl, 2005, IX, RdNr 177 und 179 mwN). Diesen Anforderungen an die 

Begründung einer Nichtzulassungsbeschwerde hat der Beschwerdeführer, der sich auf den 

Zulassungsgrund eines Verfahrensmangels beruft, nicht hinreichend Rechnung getragen. 

 

Nach § 160 Abs 2 Nr 3 SGG ist die Revision zuzulassen, wenn ein Verfahrensmangel geltend 

gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen kann. Auf eine Verletzung der 

§§ 109 und 128 Abs 1 Satz 1 SGG kann der geltend gemachte Verfahrensmangel nicht und auf 

eine Verletzung des § 103 SGG (Amtsermittlungspflicht) nur dann gestützt werden, wenn er 

sich auf einen Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende Begründung nicht ge-

folgt ist (§ 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG). 

 

Der Beschwerdeführer trägt hierzu vor, das LSG sei seinem in der mündlichen Verhandlung vor 

dem LSG am 16. Februar 2007 gestellten Beweisantrag, "hilfsweise eine dienstliche Äußerung 

der Vorsitzenden des 2. Senates einzuholen, zum Beweis dafür, dass mit dem Vergleichs-

vorschlag des Senats gewährleistet werden sollte, dass das Unfallgeschehen aus dem Jahr 

1994 Grundlage des Rentenanspruchs des Klägers sein sollte", rechtsfehlerhaft nicht gefolgt. 

Damit hat er indes keine Verletzung der Amtsermittlungspflicht schlüssig dargelegt. Ohne hin-

reichende Begründung iS des § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG bedeutet hier, dass die Revision 

zuzulassen ist, wenn das LSG sich auf der Grundlage seiner Rechtsauffassung hätte gedrängt 

fühlen müssen, den beantragten Beweis zu erheben (BSG SozR 1500 § 160 Nr 5). Da das LSG 

aber davon ausging, eine Erklärung mit einem ihrem Wortlaut nach eindeutigem Inhalt sei nicht 

auslegungsbedürftig, war von seinem sachlich-rechtlichen Standpunkt die vom Kläger unter 

Beweis gestellte Behauptung nicht entscheidungserheblich, wie es auch ausdrücklich in den 

Entscheidungsgründen ausgeführt hat. Der Beschwerdeführer hat nicht vorgetragen, aus wel-

chen Gründen sich das LSG gleichwohl aus seiner sachlich-rechtlichen Sicht hätte gedrängt 

fühlen müssen, den beantragten Beweis zu erheben. Mit seinem Vortrag, das LSG habe mit 

seiner Auffassung die in den §§ 133, 157 des Bürgerlichen Gesetzbuchs normierten Ausle-

gungsgrundsätze missachtet und verkannt, dass der Vergleichsinhalt nur einen scheinbar ein-

deutigen Wortlaut habe, rügt der Kläger lediglich die Rechtsauffassung des Gerichts und setzt 

seine Auffassung an deren Stelle; da hier indes die sachlich-rechtliche Auffassung des Gerichts 

- unabhängig von ihrer Richtigkeit - maßgeblich ist, kann dieser Vortrag nicht zur Zulassung der 

Revision führen. 
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Die Beschwerde war daher als unzulässig zu verwerfen (§ 160a Abs 4 Satz 2 Halbs 2 iVm 

§ 169 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 SGG. 
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